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sich bis zum Jahr 2050 eine 
zuverlässige, kostengünstige 
und robuste Energieversor-
gung mit erneuerbaren Quel-
len in Deutschland erreichen 
läßt. Der Sprecher des FVEE, 
Prof. Dr. Vladimir Dyakonov, 
hat diese am 23. Juni 2010 
Bundesumweltminister Dr. 
Norbert Röttgen überreicht. 
Röttgen: „Wenn wir unsere 
Ausbauziele bei den erneuer-
baren Energien erreichen 
wollen, dürfen wir an Zu-
kunftsinvestitionen nicht spa-
ren. Wir müssen die For-
schung verstärken und die 
Netze ausbauen. Die Studie 
belegt, wie sich diese Investi-
tions- und Entwicklungsko-
sten langfristig lohnen, weil 
die Energieträger günstiger 
werden.“

Mit der Studie zeigen die 
Wissenschaftler, daß mit den 
entsprechenden Forschungs-
anstrengungen und den för-
dernden politischen Rahmen-
bedingungen eine Vollversor-
gung auf der Grundlage von 
erneuerbaren Energien bis 
Mitte des Jahrhunderts mög-
lich ist. Die Kosten für das 
nachhaltige Energiesystem 
liegen demnach langfristig 
unter denen von herkömmli-
chen Alternativen. Bei der 
vernetzten Betrachtung aller 
wichtigen Elemente des nach-
haltigen Energiesystems, von 
der Bereitstellung über den 
Transport und die Verteilung 
bis zur Energiedienstleistung, 
lasse sich die Energieeffizienz 
erheblich erhöhen. Die ge-
samte Palette der Erneuerba-
ren habe ein Potential, das um 
ein Vielfaches höher ist als 
der durch umfangreiche Maß-
nahmen zur Energieeffizienz-
steigerung deutlich gesenkte 
Gesamtenergiebedarf. Die 
Vielfalt der Erneuerbaren in 
Verbindung mit Speichertech-
nologien gewährleiste dabei, 
daß die Versorgung jederzeit 
sichergestellt werden kann. 
Dazu müsse auch der Strom-
verbrauch über intelligente 
Stromnetze (smart grids) stär-
ker an das jeweilige Angebot 
von Wind und Sonne ange-
paßt werden. Für die Über-

brückung längerer Phasen mit 
geringem Angebot erneuerba-
rer Energien könne in Zeiten 
mit hohem Angebot der Strom 
aus Wind und Sonne in che-
mischen Energieträgern ge-
speichert und bei Bedarf ins 
Netz zurückgespeist werden.

Die Studie bzw. ein „Eckpunkte-
papier“ steht im Internet auf der 
Homepage des FVEE unter www.
fvee.de/politik/studien-stellungna
hmen/ zur Verfügung. 

Atompolitik

WM-Song der 
IPPNW: 
„Angela Merkel, 
keine Verlänge-
rung“
IPPNW kritisiert „Foul-
spiel“ der Bundesregie-
rung

Eigentlich hat Fußball nichts
mit Atomenergie zu tun. Der-
zeit aber nutzt die Bundesre-
gierung die Fußball-Weltmei-
sterschaft und die sich an-
schließende Urlaubs- und Fe-
rienzeit dazu, um die unge-
liebten Laufzeitverlängerun-
gen für Atomkraftwerke aus-
zuhandeln. Die Bevölkerung 
soll dann mit dem Ergebnis 
nach der Sommerpause kon-
frontiert werden. Grund genug 
für die atomkritische Ärzteor-
ganisation IPPNW und die 
Anti-Atom-Bewegung, Fuß-
ballfans und Urlauber mit ei-
nem WM-Song auf dieses 
„Foulspiel“ der Regierung 
aufmerksam zu machen.

„Es ist grad nicht da, das 
Volk“, heißt es dazu in dem 
von Henrik Paulitz (IPPNW)
geschriebenen Songtext. Die 
gegen den Willen der Bevöl-
kerung geplanten Laufzeit-
verlängerungen werden im 
Refrain in der Terminologie 
des Fußballs kritisiert: „Es 
gibt kein Foulspiel, es gibt 
kein Nachspiel, keine Verlän-
gerung ...“. Der Song wurde 
von Erich Zenz und Michael 
Mende komponiert und reali-

siert. Ein Hit für alle Fußball-
fans und für den Sommer 
2010. Der WM-Song ist im 
Internet unter www.ippnw.de/
atomenergie zu finden. Die 
Tageszeitung taz hat bereits 
über den WM-Song berichtet 
und lädt ihre Leserinnen und 
Leser zur Abstimmung ein: 
www.taz.de/1/sport/wm-2010/
artikel/1/jetzt-kritischer-wm-
song/

Kontakt: Henrik Paulitz, IPPNW-
Energiebüro Brüssel, eMail: 
paulitz@ippnw.de, Tel +32-2-230 
75 77, mobil +32-485-866 129 

Atommüll-Lagerung

Testeinrichtung 
zur Bohrloch-
lagerung in 
Gorleben
Auf der Website der Gesell-
schaft für Nuklearservice 
(GNS) informiert ein Artikel
vom 25. Mai 2010 über einen 
knapp einjährigen Versuchs-
betrieb der GNS und DBE 
Technology, bei dem die Ein-
lagerungstechnik zur Bohr-
lochlagerung von konditio-
nierten Brennelementen und 
HAW-Kokillen erprobt wor-
den sei (www.gns.de/language
=de/taps=4986/5579). Das 
2006 gestartete Projekt sei 
gemeinsam von der EU, dem 
Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie
(BMWi) sowie der GNS fi-
nanziert worden. Nach Ab-
schluß des Versuchsbetriebs
2009 seien die Gerätschaften 
zur Aufbewahrung auf das 
Werksgelände der GNS in 
Gorleben verbracht worden, 
und könnten dort demnächst 
von der interessierten Öffent-
lichkeit besichtigt werden.
Vom Eintreffen der Anlage in 
Gorleben am 10. Mai 2010 
hatte Strahlentelex bereits in 
der vorigen Ausgabe berichtet. 
Für die Erprobung der „Atom-
müll-Bohrlochlagerung“ und 
deren Förderung durch das 
Bundeswirtschaftsministerium 
interessiert sich nun die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen 

im Bundestag in einer Kleinen 
Anfrage (Bundestagsdrucksa-
che 17/2098 vom 11. Juni 
2010). Die Bundesregierung 
soll unter anderem angeben, 
was genau bei dem Projekt er-
forscht wurde und ob und in-
wiefern die Ergebnisse auf 
den Standort Gorleben an-
wendbar sind.
Referenzkonzept zur direkten 
Endlagerung ausgedienter, ge-
zogener Brennstäbe ist die so-
genannte Streckenlagerung 
von POLLUX-Behältern auf 
der Einlagerungssohle eines 
Endlagerbergwerks im Wirts-
gestein Salz. Das Referenz-
konzept umfaßt auch die di-
rekte einfache Bohrlochlage-
rung von HAW- und CSD-C-
Kokillen in tiefen Bohrlöchern 
von der Einlagerungssohle 
aus. Das beschreiben die DBE 
Technology GmbH (Peine) 
und die GNS Gesellschaft für 
Nuklear-Service mbH (Essen) 
jetzt in einem Ergebnisbericht 
zur direkten Endlagerung ab-
gebrannter Brennstäbe in 
Brennstabkokillen (BSK) und 
erklären, das geschehe „mit 
dem Ziel der Optimierung der 
Einlagerungsprozesse“. So 
wolle man konkret eine „ver-
besserte Steuerung des Wär-
meeintrags in das Wirtsge-
stein“ durch eine gezielte An-
ordnung der Kokillen mit den 
atomaren Abfällen erreichen, 
eine „Verringerung des End-
lagerflächenbedarfs durch 
dreidimensionale Ausnutzung 
des Wirtsgesteins und dadurch 
Verringerung der zu erkun-
denden und aufzuschließenden 
Fläche im Endlager“, eine 
„Verringerung der Gaspro-
blematik im Endlager durch 
Einsparung des Overpacks“, 
eine Beschleunigung des voll-
ständigen Einschlusses der 
Kokillen durch das aufkrie-
chende Salz und die Verwen-
dung einer einheitlichen Ein-
lagerungstechnik für verschie-
dene Kokillenarten sowie eine 
Verringerung der Behältersy-
stemvielfalt.
Praktisch bedeutet das ein ko-
sten- und platzsparendes Ab-
senken der hochradioaktiven, 
etwa fünf Meter langen Ab-

http://www.ippnw.de/
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fallgebinde ohne einen weite-
ren Behälter als Barriere di-
rekt in Bohrlöchern des Salz-
gesteins, ohne eine Rückhol-
barkeit zu gewährleisten, ein-
fach nach der Methode „Ab-
kippen, Augen zu und durch“.
W. Filbert, J. Wehrmann, W. 
Bollingerfehr, R. Graf, S. Fopp: 
Resultate der Arbeiten zum End-
lagerkonzept Direkte Endlage-
rung abgebrannter Brennstäbe in 
Brennstabkokillen (BSK), DBE 
Technology GmbH, Peine, GNS 
Gesellschaft für Nuklear-Service 
mbH, Essen, 2010. 

Atompolitik

Finanzierungs-
lücke beim 
Fusionsreaktor 
ITER
Die Finanzierungslücke beim 
geplanten Forschungsreaktor 
ITER (International Thermo-
nuclear Experimental Reactor) 
soll aus dem europäischen 
Haushalt gedeckt werden. Die 
Gesamtkosten für den For-
schungsreaktor sollen künftig 
begrenzt werden, Mehrkosten 
müßten dann beim Projekt 
eingespart werden. Das erklär-
te die Bundesregierung in der 
Sitzung des Bundestagsaus-
schusses für Bildung, For-
schung und Technikfolgenab-
schätzung am 9. Juni 2010. In 
dem geplanten Reaktor, der in 
internationaler Zusammenar-
beit im französischen Cadara-
che gebaut werden soll, soll 
die Energieerzeugung durch 
Kernfusion erforscht werden. 
An dem Projekt sind neben 
der Europäischen Union Ja-
pan, Rußland, die USA, 
China, Indien und Südkorea
beteiligt. In den vergangenen 
Wochen seien „erhebliche Ko-
stensteigerungen“ bei dem 
Projekt bekannt geworden, er-
klärte die Bundesregierung. 
Der Anteil der Europäer sei 
von 2,7 Milliarden Euro auf 
jetzt voraussichtlich 7,2 Milli-
arden Euro gestiegen. Auf 
Drängen der Bundesregierung 
sei deshalb eine Task Force 
auf EU-Ebene eingerichtet 

worden, die unter anderem 
Vorschläge zur Finanzierung 
vorlegen solle. Auch beim 
Management von ITER sollen 
Veränderungen vorgenommen 
werden. Trotzdem findet die 
Bundesregierung, alle Evalu-
ierungen hätten bestätigt, daß 
ITER der notwendige und 
richtige Schritt hin zu einer 
vielversprechenden Option der 
Energieerzeugung sei. Des-
halb stelle sich die Frage nach 
einer Neuausrichtung der 
Kernfusionsforschung nicht.
Kommentar: Für die Vision 
Kernfusion wird unglaublich 
viel Geld ohne erkennbare Er-
gebnisse ausgegeben. In den 
1950er Jahren hatten Kernfor-
scher angekündigt, in etwa 30 
Jahren einen Kernfusionsre-
aktor realisieren zu wollen. 
Heute, 60 Jahre später, spre-
chen die Fusionsforscher da-
von, vielleicht ab 2050 einen 
Versuchsreaktor bauen zu 
können. Ein Beitrag zur Ener-
gieversorgung ist also nicht in 
Sicht. Der Sachverständigen-
rat der Bundesregierung für 
Umweltfragen (SRU) hatte 
Anfang Mai 2010 im Um-
weltausschuß des Deutschen 
Bundestages sein Gutachten 
„100% erneuerbare Stromver-
sorgung bis 2050“ vorgestellt. 
Quintessenz des Gutachtens 
ist: „Deutschland kann im 
Jahr 2050 zu hundert Prozent 
klimaschonend mit Strom aus 
erneuerbaren Energien ver-
sorgt werden.“ Das erklärte 
der Vorsitzende des SRU, 
Prof. Dr. Martin Faulstich. 
Prof. Hohmeyer, der Autor 
des Gutachtens betonte, daß 
bereits 2030 eine Vollversor-
gung mit Strom aus Erneuer-

baren Energien möglich sei, 
wenn die konventionellen 
Kraftwerke frühzeitig abge-
schaltet sowie die Netz- und 
Speicherinfrastruktur ange-
paßt werden. Kalifornische 
Wissenschaftler haben eben-
falls kürzlich einen Plan auch 
für die Welt verkündet, bis 
2030 die Energieversorgung 
vollständig auf erneuerbare 
Energieformen umzustellen. 
Kernfusion und Kernfusions-
forschung werden dann 
schlicht nicht mehr gebraucht.

Th.D.
Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen (SRU): 100% erneuerbare 
Stromversorgung bis 2050: kli-
maverträglich, sicher, bezahlbar, 
Stellungnahme Nr.15, 5.5.2010.
www.umweltrat.de/cln_137/Shar
edDocs/Downloads/DE/04_Stellu
ngnahmen/2010_05_Stellung_15
_erneuerbareStromversorgung.ht
ml 

Atomwirtschaft

Rückstellungen 
für Stilllegung, 
Rückbau und 
Entsorgung
Die Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) sind gesetzlich 
verpflichtet, für Stilllegung 
und Rückbau von Atomkraft-
werken (AKW) sowie für die 
Entsorgung der radioaktiven 
Abfälle Rückstellungen zu 
bilden. Zudem obliegt ihnen 
die Gewährleistung, daß die 
Finanzmittel zum entspre-
chenden Zeitpunkt in erfor-
derlicher Höhe zur Verfügung 
stehen. Dies war jedoch in der 

Vergangenheit aufgrund aku-
ter Finanznot der Betreiberge-
sellschaften nicht immer der 
Fall, so zum Beispiel beim
Thorium Hochtemperatur Re-
aktor in Hamm-Uentrop 
(THTR). Solange die Rück-
stellungen nicht in einen öf-
fentlich kontrollierten Fond 
überführt sind, ist zu befürch-
ten, daß sich dies wiederholen 
könnte, insbesondere in der 
jetzigen Finanz- und Wirt-
schaftskrise, meint man in der 
Bundestagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen.

Die vier in Deutschland täti-
gen Energieversorgungsunter-
nehmen E.ON, RWE, EnBW 
und Vattenfall Europe hatten 
zum Jahresende 2008 zusam-
men Rückstellungen in Höhe 
von 27,52 Milliarden Euro für 
die Stilllegung und den Rück-
bau von Atomkraftwerken 
sowie für die Entsorgung von 
radioaktiven Betriebsabfällen 
und bestrahlten Brennele-
menten gebildet. Wie die 
Bundesregierung in ihrer 
Antwort (Bundestagsdrucksa-
che 17/1866 vom 27. Mai 
2010) auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen mitteilt, lag die Höhe 
der Rückstellungen Ende 2005 
bei 27,17 Milliarden Euro. 
Die Entwicklung der 
Rückstellungen für die Stillle-
gung und den Rückbau der 
deutschen Kernkraftwerke und 
für die Entsorgung abge-
brannter Brennelemente sowie 
für die Entsorgung weiterer 
radioaktiver Abfälle bis zum 
Jahr 2020 sei insgesamt kaum 
abzuschätzen, erklärt die Re-
gierung. Das hänge unter an-

Quelle: Bundestagsdrucksache 17/1866 v. 27.05.2010
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